
Bundessozialgericht 1 m N a m e n d e e V o l k e s

— 5/12 RK “5/7“ ' U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revieionskläger,

Verkündet am 3 e 5 e n
10. Sentember 1975

A sinspektor
Urkundsbeamter

d. Geschäftsstelle Beklagte und Revisionsbeklegte,
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Beigeladene:
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Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 10. September 1975 durch

die Richter S p i e 1 m e y e r -Vorsitzender-‚

Dr. S c h m i t t und Dr. H e i n z e sowie

die ehrenamtlichen Richter N i t s c h e und

S t r a s s e r für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Hessischen Landeesozielgerichts vom 25. April 1974

wird zurückgewiesen.

Außerßerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten um die Zahlung von Beiträgen zur Ange--

stelltenversicherung.

Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkssse (AOK) machte mit Be-

scheid vom 27. Dezember 1968 gegen die Universität Marburg

eine Beitragsnschforderung geltend. Sie betraf Sozielversiche-

rungsbeiträge für Beschäftigungsverhältnisee wissénschaftlicher

Hilfskräfte und Verwalter wissenschaftlicher Assiätentenstel-

len in der Zeit ab 1. Januar 1966.

Gegen diesen Bescheid hat das Land Hessen des Sozialgericht (SG)

angerufen und die Aufhebung des Bescheids gefordert. weil es

die Beschäftigten als nicht versicherungstlichtig enseh. Mit
einem ergänzenden Bescheid vom 22. April 1971 hat die AOK die

Beiträge zur Rentenversicherung der Angestellten für die Gruppe

der wissenschaftlichen Hilfskräfte ohne Abschluß auf 543.051‚24 DH

festgestellt und in der mündlichen Verhandlung vor dem SG ihre
Beitragsforderung auf diesen Betrag beschränkt. Das SG hat die}

Klage abgewiesen: Die von der Universität beschäftigten wissen—

schaftlichen Hilfskräfte ohneAbschlußseien ele Angestellte
versicherungspflichtig. Sie erhielten ein Entgelt von 40! der

Eingengsstufe der Beamten-GehaltegruppeA 15 und gehörten bei
einer wöchentlichen Arbeitszeit von 25 Stunden ihrem Er-
scheinungsbild nach zum Kreis der Beschäftigten. Das gleich-
zeitig durchgeführte Studium mache sie nicht versicherunge-

frei. Von einer Beiledung der Beschäftigten hat des BG abge—

sehen, weil sie, wie der Kläger in der mündlichen Verhend-.
lung erklärt hat, zur Zeit nicht mehr ermittelber seien.

Die Berufung des Klägers blieb ohne Erfolg (Urteil vom
25. April 197“): Die Assistententätigkeit sei nicht Bestand-

teil der wissenschaftlichen Ausbildung gewesen und habe euch

gegenüber dem Studium zeitlich überwogen. Ein solches Uber—
wiegen liege schon denn vor. wenn die Tätigkeit berufsmäßig

mehr als 20 Stunden in der Woche ausgeübt werde. In diesen
.
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Fällen sei zu unterstellen, daß das Studium einen geringe—

ren Aufwand an Zeit und Arbeitskraft erfordere; anderen—

falls hinge die Frage des Uberwiegensjvbn den Jeweiligen

gUmständen des Einzelfalls ab, weil Jeder Student den

zeitlichen Umfang des Studiums selbst bestimmen könne.

'Da es jedoch über einen.längeren Zeitraum hinweg kaum
festStellbar sei, welehe Zeit ein Student für sein
Studium aufwende, und der GrundSatz der Rechtssicherheit
eine einheitliche Handhabung gebiete, müsse ein Ubere

wiegen der entgeltlichen Tätigkeit dann angenommen werden,

wenn sie die Grenze von 20 Wochenstunden überschreite.

Damit werde zugleich die Relation zu den Verhältnissen
im Erwerbsleben hergestellt.

Gegen die3es Urteil wendet sich der Kläger mit der zuge-
lassenen Revision. Er rügt eine Verletzung des 5 4 Abs. 1
Nr. 4 des Angestélltenversicherungsgesetzes (AVG). Die

von der Universität beschäftigten wissénschaftlichen
Hilfskräfte ohne Abschluß seien Versicherungsfrei‚ weil

sie überwiegend durch ihr Studium in Ansprueh genommen
vwürden„ Nach der Assistentenordnung des Landes Hessen vom
23. Februar 4966 hätten sie eine wöchentliche Arbeits-

zeit von etwa 23 Stunden aufzubringen„ Innerhalb der
Arbeitszeit werde ihnen Jedoch in angemessenem Umfang

Gelegenheit zu eigener wissenschaftlicher Arbeit gegeben.-
Daraus folge eine wöchentliche Belastung von weit weniger als
20 Stunden. Der Kläger verweist in diesem Zusammenhang auf

Ausführungen von Prof. Dr. K in einem Verwaltungs-
rechtsstreit.

Selbst aber bei Annahme einer Versicherungspflicht ver-
stoße die Beitragsforderung der BekIAgten. soweit sie

_sich auf eine zurückliegende Zeit beziehe,\gegen Treu und

Glauben. Nach allen vorhergehenden Besprechungen und
Betriebsprüfungen sowie den Äußerungen der Einzugthell°

habe das Land davon ausgehen können..daß-f■r_wiseene

schaftliche Hilfskräfte Versicherungsi‘reiheit be-
stehe. Deshalb sei es unzulässig. Beiträge nachzufor-
dern.
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Der Kläger rügt des weiteren, das Landessozialgericht (LSG)

habe dadurch Verfahrensrecht verletzt, daß es die wissen-

schaftlichen Hilfskräfte nicht beigeladen habe, obwohl ein-

Fall der notwendigen Beiladung vorliege. Bei der Vielzahl}

der Hilfskräfte, auf die sich die Beitragsforderung beziehe,

könne es keinem Zweifel unterliegen, daß ein Teil davon, wenn

auch erst nach Ermittlungen, noch feststellbar se' .
Seine

Erklärung vor dem SG sei mißverstanden worden.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des Sozialgerichts Marburg vom'h} Juni 1975

und des Landessozialgerichts vom 25, April 1974 sowie,

den Bescheid vom 27. Dezember 4968 i.d.F. vom 22. April 4971

und den Bescheid vom 5. Juli 4972 aufzuheben}

Die Beklagte bezieht sich auf die Gründe der Vorent—
scheidungen und beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die Revision ist nicht begründet.

Zu Unrecht rügt der Kläger eine Verletzung der Béiladuthvor—

schriften, Die Erklärung, die der Kläger in der_ mündlichen

Verhandlung vor dem SG abgegeben hat, kühnte nur als Mit-
teilung der Tatsache aufgefaßt werden, daß der Kläger nicht
mehr in der Lage war, die Beschäftigten zu ermitteln, um

deren Rentenversicherungsbeiträge gestrittenüürde.8eine
Revisionsrüge. daß sie, wenn auch unter Schwierigkeiten,

wenigstens zum Teil doch ermittelbar seien, stellt demge-

mäß die Behauptung einer neuen Tatsache dar. Der Senat kann

indes dahinstehen lassen, ob diese Rüge zulässig ist, weil

sie auch bei unterstellter Zulässigkeit nicht durchdringen

kann. Ein Verfahrensfehler des ISG würde nämlich
nur dann

vorliegen, wenn dle'ßeschäftigten dem Rechtsstreit hätten
beigeladen werden müssen, das LSG aber die notwendige Bei—

ladung unterlassen hätte. Nach 5 75 Abs. 2 des Sozialge-
richtsgesetzes (SGG) ist eine notwendige Beiladung nur er-

- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

forderlich, wenn sich die Rechtskraft der beantragten

Entscheidung zwangsläufig auch auf einen Dritten er—

streckt, wenn die Entscheidung also zugleich unmittel-

bar in die Rechtssphäre des Dritten eingteift (Vgl. BSG

in SozR Nrn. 6, 47, 34 und 52 zu 5 75 SGG). Gegenstand des
Rechtsstreits sind vorliegend die Beitragsbescheide der Be—

klagten vom 27. Dezember 4968 und 22._April 4974, mit denen

sie Rentenversicherungsbeiträge vom Kläger als Arbeit—

geber gefordert hat. Nur bezüglich dieses Streitgegen-

Standes erwächst die gerichtliche Entscheidung in‚Recht8-
kraft, nicht jedoch hinsichtlich der Beurteilung vor-

greiflicher Rechtsfragen (vgl. 5 141 Abs. 4 sec). Die
Frage der Versicherungspflicht der wissen3chaftlichen

-Hilfskräfte ohne'Abschluß zwingt nicht zu deren Beiladung,
weil sie lediglich eine —wenn auch bedeutsame - Vorfrage

zur Beurteilung der Zahlungsüerpflichtung des Klägers ist’

und daher an der materiellen Rechtskraft der gerichtlichen

Entscheidung nicht_teilninnt.(so auch Beschlüsse_des

BundessozialgerichtsQ-BSG-von15. Juni 4975—42RK24/72;
vom 46. Hai 4974 '. 5/12 RK 28/74; vgl. auch Urteil des
erkennenden Senats vom 45. Dezember 4974 —‘3 MK 44/69;

in KVRS 4550/5). Die Entscheidung über die Verpflichtung des

Arbeitgebers zur Zahlung von'Sozielversicherungsbeiträgen

greift auch materiellfrechtlich nicht unmittelbar in dieg
Rechtssphäre des einzelnen.Arbeitnehmers ein._denn Schuld-

ner der Beiträge gegenüber der-Krankenkasse als Einzugs—

stelle ist grundsätzlich allein der Arbeitgeber (vgl.

55 595 Abs. 4 Satz 4, 596 Abs. 4 der Reichsversicherungs-
ordnung —RVO-). Ein Fall der notwendigen Beiladung liegt
mithin nicht vor.

Die Beitragsforderung der Beklagten ist begründet. Die

von der Universität Marburg beschäftigten wissenschaft—
lichen Hilfskräfte ohne Abschluß sind versicherunge-

pflichtig in der Angestelltenversieherung. weil sie als

Angestellte gegen Entgelt beschäftigt waren (5 2 Abs. 4
Nr. 4 AVG). Das Ausmaß ihrer Beschäftigung überschreitet
die Grenze, die für die Versicherungsfreiheit von Neben-

beschäftigungen durch 5 4 Abs. 2 AVG vom Gesetz gezogen ist.
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Darüber besteht zwischen den Beteiligten kein Streit.

Die Beschäftigung wird auch nicht durch 5 4 Abs. 1 Nr. 4 AVG von
der Versicherung3pflicht ausgenommen. Nach dieser Vorschrift

ist versicherungsfrei, wer während der Dauer seines Studiums

als ordentlicher Studierender einer Hochschule gegen Entgelt

beschäftigt ist. Für die Entscheidung des Rechtsstreits ist von

der nicht gerügten Feststellung des LSG auszugehen, daß die
wissenschaftlichen Hilfskräfte während ihres Studiums gegen

Entgelt beschäftigt worden sind. Daß eine Beschäftigung, die

neben einem Studium ausgeübt wird, deswegen nicht ohne weiteres

versicherungsfrei ist, hat der erkennende Senat schon wieder-

holt ausgesprochen. So hat er in BSG18, 254 zu 5 172 Abs. 1
Nr. 5 RVO entschieden, daß Arbeitnehmer, die ein Studium auf-

nehmen, ihren Beruf aber weiterhin in vollem Umfang ausüben,

nicht nach der genannten Vorschrift versicherungsfrei sind.
In einer weiteren Entscheidung, die die Versicherungspflicht

von vollbeschäftigten Lernschwestern betraf, hat der Senat die

Anwendung des 5 4 Abs. 1 Nr. 4 AVG auf solche Personen be-
schränkt, die neben ihrem Studium einer Beschäftigung n:ch-

gehen, die im allgemeinen von vorübergehender Dauer ist und

den Beschäftigten regelmäßig nicht voll in Anspruch nimmt-
(BSG 21, 247, 251 ff). Schließlich hat der Senat Versicherungs-

pflicht für eine Beschäftigung bejaht, von der der Betreffende

täglich bis zu 4 Stunden freigestellt wurde, um sein Studium

durchführen zu können. Der-Senat hat in diesem Zusammenhang

darauf hingewiesen (BSG 27, 192, 195), daß bei der Versicherungs-

freiheit nach 5 4 Abs. 1 Nr. 4 AVG - wie die Entstehungsge—
schichte der Vorschrift ergibt — an Werkstudenten gedacht wor-

den war, d.h. an Studenten, die neben ihrem Studium eine ent—
geltliche Beschäftigung deshalb ausüben, um sich durch ihre
Arbeit die zur Durchführung des Studiums und zum Bestreiten
ihres Lebensunterhalts erforderlichen Mittel zu verdienen. Es

bestand hingegen keine Veranlassung, Voll- oder Teilbeschäf-

tigte wegen eines daneben betriebenen Studiums von der Ver-
sicherungSpflicht'auszunehmen.

Wer mithin in erster Linie Beschäftigter ist, wird durch ein
gleichzeitiges Studium nicht versicherungsfrei. Solange die

wissenschaftliche Schulausbildung - das gilt gleichermaßen
für ein Studium - mindestens noch eine Halb —
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tagsbeschäftigung zuläßt, hat der Senat demgemäß den Be—

schäftigten als versicherungspflichtig angesehen. Eine

solche Beschäftigung liegt immer dann vor, wenn sie den

Betreffenden wöchentlich mehr als 20 Stunden in Anspruch
nimmt (vgl. BSG 14, 29; 44, 58; SozR Nrn. 10 und 41 zu

5 168 EVO). Besteht eine solche die Arbeitskraft im all-

gemeinen überwiegend beanSpruchende»Beschäftigung,_er—

scheint es vom Zweck und Grundgedanken der Sozialver-

sicherung her nicht gerechtfertigt, den Beschäftigten
allein wegen einer daneben durchgeführten Ausbildung au8'

der Solidargemeinschaft der Versicherten auszuschließen.
In diesem Zusammenhang kann nicht außer acht bleiben, daß

die Vorschriften über die Versicherungsfreiheit ihrem
Wesen als Ausnahmeregelungen nach eng auszulegen sind.

Ist mit einem Umfang von mehr als 20 Wochenstunden für den

Bereich des Erwerbslebens die maßgebende Grenze bestimmt,

an der sich die Vérsicherungspflicht,einer-Beschäftigung

orientiert, so kann auch für den Studierenden keine andere
Begrenzung gelten, sofern er an dem Erwerbsleben teil-

nimmt. Arbeitgeber und Krankenkassen brauchen deshalb,

wenn jemand mehr als 20 Stunden wöchentlich beschäftigt

ist, nicht zu ermitteln, wieviel Zeit der Betreffende auf
eine daneben betriebene wissenschaftliche Ausbildung

verwendet. Diesbezügliche-Fest3tellungen lassen sich im'
Falle eines Studiums, das Zum wesentlichen Teil in häus-
licher Arbeit besteht, im allgemeinen auch praktisch kaum

mit der hinreichenden Sicherheit treffen. Schon die Tat-

sache,daß die Beschäftigung in dem genannten zeitlichen

Umfang ausgeübt wird, macht den Betreffenden seinem

Erscheinungsbild nach zu einem Beschäftigten, ohne daß

dies noch besonders - durch weitere Indizien -.begründet

zu werden brauchte. An dieser Auffassung, die auch der
Entscheidung des erkennenden Senats vom 26. Juni 1975

- 5/12 RK 44/73 — zugrunde liegt, hält der Senat fest.

Der Anwendungsbéreich des 5 4 Abs. 1 Nr. 4 AVG wird
damit allerdings weitgehend auf Nebenbeschäftigungen

beschränkt, die in der Regel bereits nach 5 4 Abs. 1.

Nr. 6 AVG versicherungsfrei sind. Trotzdem behält er
-8-
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neben dieser Vorschrift noch selbständige Bedeutung, näm-

lich für die Fälle, in denen die besonderen Voraussetzungen

des 5 4 Abs. 2 AVG nicht vorliegen, insbesondere die Ein— ‘

kommensgrenze des 5 4 Abs. 2 Buchst. b AVG überschritten wird.

Da die wissenschaftlichen Hilfskräfte nach ihrem Arbeitsver-

trag wöchentlich mehr als 20 Stunden_gegen Entgelt beschäftigt

waren, trat keine Versicherungsfreiheit nach 5 4 Abs. 1 Nr..4 AVG
ein. Dabei iSt es unerheblich, ob die Beschäftigungen sich auf_

25 Stunden oder auf 25 Stunden wöchentlich erstreckt haben, und

es ist weiterhin unerheblich, mit welchen Tätigkeiten die

wissenschaftlichen Hilfskräfte während ihrer Arbeitszeit befaßt

gewesen sind und ob ihnen Gelegenheit geboten worden ist„während

eines Teils der Arbeitszeit ihre eigene wissen3chaftliche Aus-
bildung zu fördern.

Soweit sich der Kläger darauf beruft, daß die Nachforderung

von Beiträgen gegen Treu und Glauben verstößt, vermag seine

Revision ebenfalls keinen Erfolg zu haben. Das Bestehen oder
Nichtbestehen eines Anspruchs auf Pflichtbeiträge zur ge—

setzlichen Krankenversicherung hängt davon ab, ob die im

Gesetz bestimmten Voraussetzungen der Beitragsforderung erfüllt

sind oder nicht. Wenn die Krankenkasse
- möglicherweise aus

unrichtiger Beurteilung der Rechtslage — in früheren Jahren

keine Beitragsforderungen gegen den Kläger erhoben hat, führt

das allein noch nicht zur Verwirkung dieser Forderung, zu-
mal wenn ihr, wie vorliegend, eine umstrittene Rechtsfrage

zugrunde lag. Auch wenn die AOK bei einer schon Jahre zurück-
liegenden Betriebsprüfung eine andere Rechtsauffassung als

jetzt vertreten haben sollte. vermag der Kläger die Zahlung

geschuldeter Beiträge deswegen nicht zu verweigern (vgl.

auchBSG—Urteilvom50. Mai 1967_ 5 RK409/64;in Bréith.
68, 649, 655). Die Betriebsprüfung besagt nur, welches ver;

sicherungsrechtliche Ergebnis aus dem geprüften Sachverhalt

hervorgeht. Wenn es auch für die zukünftige Beurteilung von
Versicherungsverhältnissen als Richtschnur dienen kann, so
steht eine solche doch unter dem Vorbehalt der Änderung der
Rechtslage. die nichtfnur durch Gesetzesänderung, sondern

auch im Wege der klärenden Rechtsprechung erfolgen kann.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 9 _

In einem derartigen Fall ist der Versicherunmeträpnr nach

dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung ver—

pflichtet, die "richtige" Rechtsauffassung auf a1lo Ver—
sicherungsverhältnisse anzuwenden und nicht nur, wie der

Kläger offenbar meint, sie gegenüber den Arbeitgebern

geltend zu machen, die er davon unterrichtet hat° Dem

berechtigten Interesse des Beitragsschuldners, das Ausmaß

der wirtschaftlichen Belastung durch Beitragsnachfor-

derungen in angemessenen Grenzen zu halten. wird bereits

durch die kurze Verjährungsfrist des 5 29 Abs. @EVO hin—
reichend Rechnung getragen. Die Verwirkung einer noch nicht
verjährten Beitragsforderung könnte — wenn überhaupt —
allenfallr=dann in Betracht gezogen werden, wenn die Kranken-

kasse dem Kläger ausdrücklich zugesagt oder durch konkretes
Verhalten dem Kläger gegenüber in ihm die berechtigte

Erwartung erweckt hätte, sie nicht geltend machen zu

wollen (vgl. zur Rechtswirkung einer Zusage BSG 28, %o,

59, 55). Einen solchen Sachverhalt hat indes das LSG
weder festgestellt noch der Kläger in seiner Revisions—

schrift behauptet.

Die Revision des Klägers konnte demgemäß keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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